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Anlagen 6 bis 7 je eine Ausfertigung fur die Fraktionen im Ortschaftsrat Brombach und
Hauingen sowie Gemeinderat. Sollten weitere Ausfertigungen gewiinscht werden,
koénnen diese im Fachbereich 2300 (Tel. 415-338) angefordert werden.

Beschlussvorschlag:

1.

Die Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen erfolgt entsprechend dem
Bericht zur friihzeitigen Beteiligung.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird so verkleinert, dass die nérdliche
Teilflache entfdllt. Die genaue Abgrenzung ergibt sich aus der Darstellung im
Lageplan.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Offenlage nach § 3 (2) BauGB und die
Beteiligung der Behorden und sonstigen Tragern offentlicher Belange nach § 4 (2)
BauGB durchzufihren.



Personelle Auswirkungen:

keine

Finanzielle Auswirkungen:

Gesamtkosten der MaBnahmen, Finanzierung Eigenanteil Jahrlich laufende Belastung

Beschaffungs-/Herstellungskosten Einnahmen (Folgekosten mit kalkulatorischen
(Zuschisse, Kosten abziiglich Folgeertrage
Beitrage u.a.) und Folgeeinsparungen)

€ € € €

Mittelbereitstellung Vorgesehen erforderlich Ergebnishaushalt

Haushaltsplan/Wirtschaftsplan Profitcenter:
€ € 2300 610513

Jahr 2014 Sachkonto:

- Artenschutzrechtlicher 37.439 4429 4000

Fachbeitrag 4271 0000

Begriindung:

1. Vorgang

Der Gemeinderat hat am 04.10.2012 die Aufstellung des Bebauungsplanes
,Entenbad-Ost” beschlossen, um den Expansionswiinschen verschiedener
Lorracher Gewerbebetriebe nachzukommen. Das Gebiet sollte das bestehende
Gewerbegebiet ergdanzen und die Flache zwischen Bestand, Bahnlinie und der
noch zu verlegenden Landesstrale 138 abdecken. Darlber hinaus war ein
Baufenster jenseits der L 138 vorgesehen. Das Gebiet sollte als Gewerbegebiet
festgesetzt werden, Teil der Planung war auch eine Bauflache fir ein
Hochregallager der Firma GABA. Um einen Anschluss des Hochregallagers an den
Bestand  sicherzustellen sollte die RingerschlieBung im  bestehenden
Gewerbegebiet aufgeldst werden.

Da die nordlich der L 138 liegende Flache auBerhalb der Darstellung der
Gewerbeflache des Flachennutzungsplans lag, wurde am 04.10.2012 auch die
Einleitung eines Planverfahrens zur Anderung des Fliachennutzungsplanes
beschlossen.

Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behérden
beider Verfahren wurden Stellungnahmen zu verschiedenen Themenbereichen
abgegeben und weitere Untersuchungen beauftragt, die sich auf den Entwurf des
Bebauungsplanes ausgewirkt haben.



3.1

Darlber hinaus wurde zwischenzeitlich bekannt, dass die Firma GABA ihre
Produktion in Lorrach einstellt und daher der Bau eines Hochregallagers nicht
mehr notig ist.

Entsprechend entfadllt das Planungsziel, die RingerschlieBung zu andern. Der
Bebauungsplan wurde an diese gedanderten Rahmenbedingungen angepasst:

e Die RingerschlieBung im Bestandgebiet bleibt erhalten und die maximal
zulassige Gebaudehohe wurde im gesamten Plangebiet vereinheitlicht, was
der AuBenwirkung des Gebietes zutraglich ist.

e Aufgrund von o&kologischen Bedenken und der noch nicht feststehenden
endgultigen Lage der neuen L 138 entfallt das Baufenster nordlich der
LandesstraBe. Ohne diese Teilflache ist das Flachennutzungsplanverfahren
nicht mehr notwendig.

e Zu Ausgleichszwecken und um die Versickerung von Niederschlagswasser zu
befoérdern wurde eine Griinzasur im Gebiet vorgesehen.

Um eine optimale Zuganglichkeit zu den Grundstiicken zu gewahrleisten, wurde
die Lage der ErschlieBungsflachen angepasst. Im Osten des Plangebietes verlauft
eine Quell-Leitung, die durch ein Leitungsrecht gesichert wird.

Raumlicher Geltungsbereich

Das Plangebiet wird im Norden von der L 138 und deren Neuplanung, im Stden
von der B 317, dem Ententeich sowie der Bahnlinie, im Osten vom Flurstiick 3858
und im Westen vom Bebauungsplan 304/01 ,Gewerbegebiet Entenbad” begrenzt.
Der genaue raumliche Geltungsbereich ist im Lageplan (Anlage 1) dargestellt

Bericht zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung gemiB § 3 (1) BauGB

Mit amtlicher Bekanntmachung vom 26.10.2012 wurde die friihzeitige
Offentlichkeitsbeteiligung im Zeitraum vom 05.11.2012 bis einschlieBlich
07.12.2012 durchgefiihrt. Wahrend dieser Zeit konnte sich die Offentlichkeit tber
die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung informieren.

Burger 1 (13.11.2012)

Der SchlieBung der Umfahrung kénne nur zugestimmt werden, wenn ein auch fir
Lastzlige ausreichend dimensionierter Wendehammer gebaut werde. Der
geplante sei zu klein und wiirde die Betriebsablaufe erheblich behindern und
storen.

1. Der Wendehammer reiche zu nah ans Gebaude.

2. Einer Verschiebung der Baugrenze wie im Plan werde nicht zugestimmt.

3. Die bestehende StraBe sei ca. einen Meter hoher als deren Einfahrt; eine
Wendeanlage kénne dort nicht realisiert werden.

4. Die komplette Be- und Entladezone wiirde entfallen.

5. Das Tor der Anlieferungszone kdnne nicht mehr benutzt werden.

Stellungnahme:



4.1.

4.2.

4.3.

4.4.

4.5.

4.6.

Im heutigen Entwurf bleibt die Ringstrale erhalten, somit bleibt die ErschlieBung
in diesem Bereich unverandert.

Bericht zur friihzeitigen Beteiligung der Behorden und Trager offentlicher
Belange gemaB § 4 (1) BauGB

Mit Schreiben vom 24.10.2012 wurden die Behorden und Dienststellen friihzeitig
am Verfahren beteiligt.

Regierungsprasidium Freiburg, Abteilung Wirtschaft, Raumordnung, Bau-,
Denkmal- und Gesundheitswesen (07.11.2012)
keine Einwendungen

Stellungnahme:
Hinweise zu archdologischen Bodenfunden werden in den Bebauungsplan
aufgenommen.

Kabel-BW (13.11.2012)
Keine Einwendungen

Deutsche Bahn (28.11.2012)
Keine Einwendungen

IHK (03.11.2012)
Keine Einwendungen

Eisenbahn-Bundesamt (26.11.2012)
Keine Einwendungen

Landratsamt Lorrach, Fachbereich Umwelt (14.12.2012)

4.6.1 Naturschutz

Eingriffsregelung:

Die Aufstellung des Bebauungsplans Entenbad Ost sei mit Eingriffen in den
Naturhaushalt (Arten und Biotoptypen, Zerstorung Lebensraum), Boden
(Versiegelung) und das Landschaftsbild verbunden, so dass gemaf § 1a BauGB die
Erarbeitung der Eingriffsregelung notwendig sei. Der Umweltbericht sei hierzu
noch nicht erstellt worden, so dass keine abschlieBende Stellungnahme mdglich
sei.

4.6.2 Artenschutz

Durch die Aufstellung einer Bauleitplanung wiirden die artenschutzrechtlichen
Verbotstatbestande des § 44 Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) nicht direkt
ausgelost. Das bedeute jedoch nicht, dass sie bei der Aufstellung von
Bauleitplanen ausgeblendet werden koénnten. Fir die Erfordernis der
Vollzugsfahigkeit des Plans sei die Beachtung der artenschutzrechtlichen Verbote
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bereits im  Verfahren der Planaufstellung notwendig, da  durch
artenschutzrechtliche Belange ein dauerhaftes Hindernis fir den Vollzug des
Bauleitplans gegeben sein kdnnte.

Fir den BP Entenbad-Ost wurde 2011 ein artenschutzrechtliches Gutachten
erstellt, zu dem wie folgt Stellung genommen wurde:

Das betroffene Gebiet bestehe aus vornehmlich landwirtschaftlich genutzten
Flachen und schlieBe sich direkt an die Bebauung Entenbad an. Das
artenschutzrechtliche Gutachten sei nicht plausibel und aussagekraftig genug fir
die untersuchten Arten und musse in folgenden Punkten erganzt werden:

Die Brutvogelerfassung sei ungentigend, da die Untersuchung nicht zu optimalen
Zeiten durchgefiihrt wurde, um revieranzeigende Gesange zu kartieren. Das
Gebiet sei nur am Rand reich strukturiert, es seien nicht viele Heckenbriter zu
erwarten, aber es sei besonderes Augenmerk auf Bodenbriter zu richten. Es lagen
Hinweise vor, dass in diesem Gebiet auch Feldlerchen vorkommen kdénnten
(mundliche Hinweise NABU). Das Gebiet sei weiterhin ornithologisch genauer zu
prufen, da es sich um einen wichtigen Rast- und Sammelplatz fir Zugvogel
handeln konnte. Hinweise hierzu gabe es mundlich von Dr. Nauwerk, der zum
Storchenvogelzug als Storchenbeauftragter Untersuchungen und Beobachtungen
sammelte. Auch kleinere Zugvogel (z.B. Stare) konnten eventuell eine Rolle
spielen.

Die Untersuchungen fir die Fledermduse wirden nur einen eingeschrankten
kleinen Hinweis auf die Aktivitat der Fledermause im Herbst geben, seien aber
nicht aussagekraftig genug. In unmittelbarer Nahe (Astrid-Lindgren-Schule
Hauingen), befinde sich eine groBe Mausohrwochenstube (mit bis zu 1.000
Fledermdusen). Die zu bebauenden Gebiete seien gegebenenfalls ,essentielle
Nahrungshabitate” fir die frisch laktierenden Weibchen, die sich in der
Anfangszeit der Wochenstube nicht weit von dem Quartier entfernen (kdnnten).
Die drei Begehungen innerhalb einer einzelnen Woche im Herbst seien zu dieser
Frage nicht aussagekraftig.

Fir die Uberpriifung der Ergebnisse zu den Reptilienvorkommen sollten Uhrzeiten
der Begehungen angefiigt werden, damit auf Plausibilitat geprift werden kdnne.
Fir das Ziel der Stadt Lorrach, die Biodiversitat zu erhalten und zu erhdhen,
spielten die Magerwiesen, die laut der Untersuchungen sehr insektenreich seien
gegebenenfalls eine wichtige Rolle und sollten bei der Planung entsprechend
bertcksichtigt werden.

Es konne daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht vollkommen ausgeschlossen werden,
dass durch die Umsetzung des Bebauungsplans Entenbad Ost die
Verbotstatbestande des § 44 BNatSchG ausgelost wirden.

Stellungnahme:

Die teilweise fehlenden Uhrzeiten und Wetterverhaltnisse der Begehung wurden
erganzt. Bezuglich der Unklarheiten bei der Erhebung von Végeln und
Fledermausen wurden Aussagen von Fachleuten eingeholt:
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Bezuglich Feldlerchen und anderer Bodenbriter kann laut Herrn Huttl davon
ausgegangen werden, dass aufgrund der fehlenden Habitatsstruktur und auch der
fehlenden konkreten Hinweise auf das Vorkommen anderer seltener Vogelarten
keine weitere Untersuchung nétig ist. Bezliglich des Zug- und Rastvogelproblems
wird auf die mindliche Aussage - ebenfalls von Herrn Huttl - hingewiesen, dass
ausreichend Ausweichmoglichkeiten bestehen und keine tradierten Flachen zur
Vogelzugsammlung betroffen sind. Auch in diesem Punkt ist die Aussage von
Herrn Hittl als Gebietskenner plausibel.

Die angesprochene Problematik zum Thema Fledermduse der Unteren
Naturschutzbehorde (UNB) mit der angrenzenden Kolonie der Mausohren wurde
inzwischen durch eigene Recherchen der UNB (und Fachbiro Brinkmann, Frinat)
widerlegt. Der Verlust der Flachen stellt keine Beeintrachtigung der
Mausohrenkolonie dar.

4.6.3 Abwasserbeseitigung

GemaB Bebauungsplanvorschriften (Pkt. 1.5) sei das Niederschlagswasser von
Verkehrsflachen und Stellplatzen auf den gewerblich genutzten Baugrundstticken
(untergeordnete Flachen wie Betriebshdfe ohne Umschlag wassergefahrdender
Stoffe, PKW - Stellplatze) auf den Gewerbegrundstiicken zu versickern. Die
flachige Versickerung dirfe nur Uber Varianten mit belebter Bodenzone wie
Rasengittersteine, Rasenpflaster und Schotterrasen erfolgen.

Eine Versickerung auf belasteten Flachen sei nicht zuldssig. Versickerungsflachen
seien vorab zu untersuchen und ggfls. (nach Absprache mit dem Landratsamt
Lorrach) die Belastungen vorab auszuheben (Schwermetallbelastung).

Es sei zu beachten, dass das anfallende Niederschlagswasser von
Umschlagspldtzen sowie der Rangier-, Anlieferungs-, Park- und Abstellflachen fir
LKW der Misch-/Schmutzwasserkanalisation zuzuleiten bzw. die Flachen zu
Uberdachen seien.

Dem Pkt. 1.5, Abs. 3 der Bebauungsvorschriften sei folgendes anzufiigen:

.Diese wird nur erteilt, sofern geeignete Vorbehandlungsanlagen erstellt werden”.
Aus Pkt. 1.5 Abs. 5 sei nicht nachvollziehbar, wie ein Rickhalt des
Niederschlagswassers auf dem Grundstlick erfolgen solle, wenn eine Versickerung
auf dem Grundstuck nicht moglich sei.

Hinweis:

Bei einer kommunalen Ableitung des Niederschlagswassers aus dem
Gewerbegebiet sei ein Standort fir eine Regenwasserbehandlung (z. B.
Regenklarbecken) auszuweisen und von entgegenstehender Nutzung freizuhalten.
Eine Retentionszisterne sei keine Regenwasserbehandlungsanlage.

Stellungnahme:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen; die Ergénzung wurde in die
textlichen Festsetzungen mit aufgenommen. Sollte eine Versickerung auf dem
Grundstlick nicht moéglich sein, ist eine Riickhaltung des Niederschlagswassers auf
dem Grundstuick vorzusehen.

4.6.4 Wasserversorgung / Grundwasserschutz
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Das Vorhaben liege nicht in einem Wasserschutzgebiet, grenze aber im Osten an
die engere Schutzzone des Wasserschutzgebiets ,Wilde Brunnen” der Stadt
Lorrach an.

Stellungnahme:
Wird zur Kenntnis genommen.

4.6.5 Gewasser

Aus wasserbaulicher Sicht bestiinden keine grundsatzlichen Bedenken.

Auf den sidlich an die Erweiterungsflache angrenzenden Baggersee / Fischteich
sei in den planungsrechtlichen Festsetzungen leider nicht eingegangen worden.
Zu diesem Areal sei ein Abstand von mind. 10 Metern einzuhalten.

Stellungnahme:

Der Teich ist nicht Teil des Bebauungsplanes, da die Erweiterung des
Gewerbegebietes im Vordergrund steht. Mit der Baugrenze wird der Abstand von
10 Metern zum Teich eingehalten.

4.6.6 Altlasten/Bodenschutz

Das Planungsgebiet befinde sich in der schwermetallbelasteten Wiesentalaue.
Ausgehobenes Bodenmaterial solle nach Mdéglichkeit innerhalb der Grundstlicke
wieder eingebaut werden. Falls das Material abgefahren werden sollte, so sei es zu
beproben und ordnungsgemal zu verwerten oder entsorgen. Dazu sei vorab das
Landratsamt Lorrach - Fachbereich Umwelt — zu informieren, bzw. die weitere
Vorgehensweise abzusprechen.

Eine ausfuhrliche Stellungnahme zum Schutzgut Boden sei erst nach der
Umweltprifung mdoglich.

Stellungnahme:
Wird zur Kenntnis genommen

4.6.7 Landwirtschaft

Bei den fur das Vorhaben Uberplanten Flachen handele es sich um Uberwiegend
landbauwiirdige Flachen mittlerer Boden. Fir einen wirtschaftlich rentablen
Landbau seien solche Flachen wichtig und sollten der landwirtschaftlichen
Nutzung vorbehalten sein. Umwidmungen sollten ausgeschlossen bleiben.

Stellungnahme:

Aufgrund der groBen Nachfrage nach Gewerbeflichen und der knappen
Flachenverfligbarkeiten wird an der Gewerbeentwicklung ,Entenbad-Ost”
entsprechend dem FNP festgehalten. Die Flache wird jedoch um den
nordostlichen Bereich verkleinert.

Eine Inanspruchnahme geringerwertiger Boden ware auch aus stadtplanerischer
Sicht wiinschenswert gewesen.



4.7.

4.6.8 StraBenwesen

In der Anbauverbotszone (Abstand von 20 m von der L 138) dirften keine
baulichen Anlagen errichtet werden. Es diirfte kein Oberflaichenwasser auf die L
138 geleitet werden.

In weiteren Raumordnungs- und Bauverfahren sei das Sachgebiet StraBen im
Rahmen der Behdrdenbeteiligungen als untere Verwaltungsbehorde zu horen.

Stellungnahme:
In Absprache mit dem RP Freiburg Referat 44 StraBenplanung wird der
bestehende Abstand von 15 Metern aus dem Bestandsgebiet fortgefihrt.

4.6.9 Immissionsschutz, Flurneuordnung
Es bestehen keine Bedenken oder Anregungen.

Regierungsprasidium Freiburg, Abteilung StraBenwesen und Verkehr
(05.11.2012)

4.7.1. Eigene Planungen

Die LandstraBe L 138 solle in ihrem Verlauf durch die Wasserschutzzonen zwischen
Lérrach-Hauingen und Steinen zum Schutz des Grundwassers ausgebaut werden.
Die MaBnahme sei Bestandteil des Generalverkehrsplans fiir Baden-Wirttemberg.
Der zum Generalverkehrsplan gehorige MaBnahmenplan mit Aussagen zu
Realisierungszeitraumen der einzelnen Projekte befinde sich noch in Aufstellung.

Im Zuge der Vorplanung fiir das Ausbauprojekt sei auch eine Verlegung der L 138
aus der Wasserschutzzone hinaus geprift und als Zielvariante festgelegt worden.
Die dazu definierte Trasse sei im vorliegenden Entwurf des Bebauungsplans
bertcksichtigt. Vor dem Hintergrund des noch nicht vorliegenden
MaBnahmenplans zum Generalverkehrsplan sei jedoch auch ein Ausbau der
bestehenden L 138 anstelle der geplanten Verlegung und Neutrassierung nicht
auszuschlieBen.

4.7.2. Bedenken und Anregungen

LarmvorsorgemaBnahmen aus StraBenverkehrslarm bei den Flachenausweisungen
entlang der bestehenden und geplanten klassifizierten StraBBen des lberdrtlichen
Verkehrs gingen zu Lasten der Kommune und seien im Bauleitplanverfahren zu
regeln.

Fur die Baufenster seien die Abstandsflichen nach dem StraBengesetz (20 m)
zwingend einzuhalten. Die technische Planung der Landstral3e befinde sich noch in
einem friihen Stadium; Anderungen kénnten nicht ausgeschlossen werden. Dies
gelte insbesondere fiir den Bereich der Einmindung der ErschlieBung des
nordwestlichen Teilgebietes in die verlegte L 138. Dieser kiinftige Knotenpunkt sei
noch nicht planerisch untersucht, Erkenntnisse zu Auswirkungen auf die
LandesstraBe (Lage Kreuzungspunkt, Aufweitungen) lagen ebenso wenig vor, wie
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4.8.

eine Dimensionierung des Einmiindungsbereichs im Zufahrtsast (Fahrbahnbreiten,
Ausrundungsradien, Fahrbahnteiler, etc.). Solange keine belastbare Detailplanung
fur den Knotenpunkt vorldagen, missten Freirdume fir kinftige Planungen
erhalten werden.

Fur die Grenzen der Baufenster zur bestehenden L 138 gelte vor dem Hintergrund,
dass eine abschlieBende Entscheidung zum Verzicht auf den Ausbau nicht gefallen
sei, dass fir mogliche Ausbauabsichten die Abstandsflaichen nach dem
StraBengesetz (StrG) von 20 Metern ebenfalls freizuhalten seien.

In der Gesamtbetrachtung der fir die L 138 im Uberplanten Bereich noch
ungeklarten Situation (Verlegung/Ausbau/Realisierung) wird die Ausweisung des
nordwestlichen Teilgebietes grundsatzlich als nicht sinnvoll angesehen und
empfohlen, diese bis zur Vorlage von Entscheidungen im Rahmen des
Generalverkehrsplans zurtckzustellen.

Stellungnahme:

Aus folgenden Griinden wird der Empfehlung des StraBenbauamtes gefolgt und

auf die Uberplanung des nordéstlichen Teilgebietes verzichtet:

- Aufgrund der Einhaltung der Abstandsflache nach dem StrG wiirde sich die
Uberbaubare Grundstiicksflache deutlich verkleinern.

- Fur die Zufahrt ware eine Detailplanung notwendig: Ausrundungsradien und
Fahrbahnteiler wiirden zu einer weiteren Verkleinerung der Giberbaubaren
Grundsticksflache fihren.

- Eine Ausweisung der Gewerbeflache entsprechend dem Flachennutzungsplan
hat einen geringeren Konflikt mit der im Regionalplan ausgewiesenen
Grunzasur zur Folge. Auch eine Flachennutzungsplananderung ist nicht mehr
erforderlich.

- Zum Abstand von 20 Metern siehe Stellungnahme 4.2.11.

Dies entspricht der Anregung von:

- Regierungsprasidium Freiburg, Abteilung StraBenwesen und Verkehr

- Regierungsprasidium Freiburg, Referat 21 Raumordnung, Baurecht und
Denkmalschutz

- Regionalverband Hochrhein Bodensee

- Landratsamt Lorrach, Landwirtschaft

- ANUO

Regierungsprasidium Freiburg, Referat 21 Raumordnung, Baurecht und
Denkmalschutz (07.12.2012)

Das Plangebiet Uberschneide eine im Regionalplan ausgewiesene regionale
Grinzasur. Weiterhin Uberschneide sich das 6stliche Plangebiet mit einem
Wasserschutzgebiet.

Stellungnahme:
Wird berticksichtigt, siehe Stellungnahme 4.7.2.
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4.9.

4.10.

4.11.

4.12.

Eine Uberschneidung mit dem Wasserschutzgebiet ist nicht der Fall.

Regierungsprasidium Freiburg, Landesamt fiir Geologie, Rohstoffe und
Bergbau (07.11.2012)

Sofern eine Versickerung von Oberflachenwasser vorgesehen sei, werde die
Erstellung eines hydrogeologischen Versickerungsgutachtens empfohlen.

Bei geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten
wirden objektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen.

Stellungnahme:

Eine Baugrunduntersuchung mit Versickerungsgutachten wurde durchgefihrt. Die
Wasserdurchlassigkeit des Terrassenschotters wurde bei einem
Versickerungsversuch ermittelt. Die die Wasserdurchlassigkeit liegt an diesen
Stellen oberhalb der Grenze des entwdsserungstechnisch  wirksamen
Durchlassigkeitsbereichs und ist somit gegeben.

badenova (09.11.2012)
Erdgas:
Anschluss an bestehendes Netz sei moglich.

Wasserversorgung:
Wasserversorgung sei gesichert.

Im &stlichen Teil des Geltungsbereichs seien eine Wasserzubringerleitung und eine
Quellleitung betroffen, die durch Leitungsrecht gesichert werden mussten. Sollte
dies nicht méglich sein, wére eine Anderung des Bebauungsplans oder eine
Verlegung erforderlich.

Stellungnahme:
Die betroffene Leitung wird durch ein Leitungsrecht gesichert.

Transnet BW (23.11.2012)
Durch die Planung sei eine 380 kV — Leitung betroffen.

Stellungnahme:
Die 380 kV — Leitung ist durch die Planung nicht berihrt. Sie verlauft nord-6stlich
des Plangebiets.

ANUO (03.12.2012)
Bezuglich Arten- und Biotopschutz sei das Vorhaben wenig kritisch.

Womit der ANUO als dem Natur- und Landschaftsschutz verpflichteter Verband
nicht einverstanden sein kdnne, sei die Erweiterung der Bebauung um ca. 6.000
m?. Bereits bei der Aufstellung des Flachennutzungsplanes habe man kritisiert,
dass das Gewerbegebiet in die im Regionalplan enthaltene Griinzédsur zwischen
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4.13.

4.14.

4.15.

Hauingen und Steinen hineinreiche. Die vorgesehene Erweiterung befinde sich
nun sogar vollumfanglich in der Grinzasur. Falls die Griinzasur vom
Regionalverband an dieser Stelle zurlickgenommen werde, betriige ihre ansonsten
auf 1.000 m ausgelegte Breite hier nur noch rund 500 m, da von der anderen Seite
her das Steinener Schwimmbad ebenfalls hineinrage. Das halte man fiir eine aus
raumplanerischer Sicht hochst unerwiinschte Aufweichung der Freiraumsicherung.

In der Begrindung des Bebauungsplans werde ausdriicklich auch auf die
Notwendigkeit eines neuen Hochregallagers fir die GABA hingewiesen.
Angesichts der bedauerlichen Produktionsaufgabe der GABA in Ldrrach dirfte
zumindest dieser Grund nun entfallen. Falls dennoch an der Erweiterung
festgehalten werde, erwarte man in der Umweltprifung auch eine Aussage Uber
die Kompensation der entfallenden Griinzasurflache.

Stellungnahme:
Wird teilweise bertcksichtigt, siehe Stellungnahme 4.7.2.

Regionalverband Hochrhein Bodensee (06.12.2012)
Das Plangebiet Uberschneide eine im Regionalplan ausgewiesene regionale
Grinzasur.

Stellungnahme:
Wird berticksichtigt, siehe Stellungnahme 4.7.2.

Behindertenbeirat (05.12.2012)

Bei der Planung misse berlcksichtigt werden: Absenkung Gehwege,
Orientierungshilfe fur Blinde bei Zebrastreifen, akustischer Signalton bei
Lichtsignalanlagen, Behindertenparkplatze waren wiinschenswert.

Stellungnahme:
Da es sich bei den Anregungen um Ausbaustandards handelt, wird die
Stellungnahme an FB 2400, StraBen/Verkehr/Sicherheit weitergeleitet.

Deutsche Telekom (07.12.2012)
Im Plangebiet befanden sich Telekommunikationsleitungen (Lage im beigefligten
Plan griin markiert).

Stellungnahme:
Wird zur Kenntnis genommen. Da die RingerschlieBung erhalten bleibt, ist eine
Verlegung der Leitungen nicht notwendig.

Zusammenfassung
Die grundsatzlichen Rahmenbedingungen zur Erweiterung des Gewerbegebietes
Entenbad sind weiterhin gegeben: es mangelt im Stadtgebiet an Flachen, die
ortlichen Unternehmern angeboten werden sollen.
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Durch einige Stellungnahmen im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung konnte das
Plangebiet optimiert werden: so entfallt die kleine, zusatzliche Flache nordostlich
der L 138-neu, wodurch einerseits die ErschlieBung effizienter wird und der
Verbrauch von Landschaftsraum auf ein Minimum reduziert wird. Darliber hinaus
dient auch die einheitliche Festsetzung einer maximal zuldssigen Gebaudehdhe
einer besseren Einbettung des Gewerbegebietes in den Landschaftsraum.
Trotzdem bietet das Plangebiet eine groBe Bandbreite an GrundstlicksgréBen fir
Gewerbetreibende an, um eine vielfaltige Nutzung der Flachen zu ermdglichen.

6. Weiteres Vorgehen

Der Entwurf des Bebauungsplans wird flir die Dauer eines Monats o6ffentlich
ausgelegt. Wahrend dieser Zeit besteht sowohl fir die Burgerschaft als auch fir
die Trager offentlicher Belange erneut Gelegenheit zur Abgabe von Anregungen
und Stellungnahmen.
Bis zum Satzungsbeschluss werden die noch notwendigen externen
AusgleichsmaBnahmen mit der Unteren Naturschutzbehdrde abgestimmt und
Uber einen offentlich-rechtlichen Vertrag abgesichert.

Walther Schwenzer
Fachbereichsleiter Stadtplanung und Baurecht

-13 -



	SMC_BM_VOTEXT6
	Ostatus
	Zuständig
	Datum
	Beratungsfolge
	Anlage
	Beschlußvorschlag
	SMC_BM_VOTEXT5
	FAuswirkung
	Sachverhalt

